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Einladung

FinTech Group AG, Frankfurt am Main
WKN:  524960
ISIN:  DE0005249601

Wir laden hiermit unsere Aktionäre  
zu der am Mittwoch, dem

27. Juli 2016 um 10.30 Uhr

im 

Hotel Hilton Frankfurt 
Hochstraße 4 
60313 Frankfurt am Main

stattfindenden  
ordentlichen Hauptversammlung ein.
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Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lagebe­
richts für das Geschäftsjahr 2015, des gebilligten Konzernab­
schlusses und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 
2015 sowie des Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäfts­
jahr 2015

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem  
Tagesordnungspunkt kein Beschluss zu fassen, da der Aufsichtsrat 
den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernab-
schluss bereits gebilligt und den Jahresabschluss damit festge-
stellt hat.

Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unter-
lagen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.fintechgroup.com/de/aktuelles/termine/hauptversammlun-
gen und in den Geschäftsräumen der Gesellschaft am Rotfeder-
Ring 5, 60327 Frankfurt am Main, zugänglich. Sie werden den 
Aktionären auf Anfrage auch zugesandt. Ferner werden die Unter-
lagen in der Hauptversammlung zur Einsicht ausgelegt.

2.  Beschlussfassung über die Entlastung des Mitglieds des Vor­
stands für das Geschäftsjahr 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem im Geschäftsjahr 
2015 amtierenden Mitglied des Vorstands für das Geschäftsjahr 
2015 Entlastung zu erteilen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Auf­
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2015 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Kon­
zernabschlussprüfers sowie des Prüfers für eine etwaige prüferi­
sche Durchsicht unterjähriger Finanzberichte

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die BDO AG Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, Hamburg, zum Abschlussprüfer und Konzernabschluss-
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prüfer sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht 
unterjähriger Finanzberichte im Geschäftsjahr 2016 und 2017 bis 
zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung zu wählen.

5. Neuwahlen zum Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG 
sowie § 8 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei von der 
Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die 
Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.

Die Amtszeit der von der Hauptversammlung gewählten Auf-
sichtsratsmitglieder Herr Martin Korbmacher und Herr Bernd 
Förtsch endet mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung der 
FinTech Group AG am 27. Juli 2016. Das von der Hauptversamm-
lung gewählte Mitglied des Aufsichtsrats Herr Achim Lindner hat 
sein Amt als Aufsichtsratsmitglied der Gesellschaft mit Wirkung 
zum 30. April 2016 niedergelegt. Herr Herbert Seuling wurde am 
2. Mai 2016 gerichtlich zum Aufsichtsratsmitglied der Gesell-
schaft als Nachfolger von Herrn Lindner bestellt. An die Stelle 
der gerichtlichen Bestellung von Herrn Seuling soll nunmehr eine 
Wahl durch die Hauptversammlung treten.

Im Rahmen dieser Hauptversammlung sollen daher sämtliche Auf-
sichtsratsmitglieder neu in den Aufsichtsrat gewählt werden. Die 
Wahlen sollen als Einzelwahl durchgeführt werden.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, gemäß § 8 Abs. 2 der Satzung der Ge-
sellschaft mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung 
für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 
2020 beschließen wird, nachfolgende Personen in den Aufsichts-
rat zu wählen:

a) Herrn Martin Korbmacher, Frankfurt am Main 
Geschäftsführender Gesellschafter der Event Horizon Capital 
& Advisory GmbH, Frankfurt am Main

b) Herrn Bernd Förtsch, Kulmbach 
Vorstand der Börsenmedien AG, Kulmbach
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c) Herrn Herbert Seuling, Kulmbach 
Diplom-Kaufmann und Steuerberater, Geschäftsführer  
der C.P.A. Steuerberatungsgesellschaft mbH, Kulmbach

6.  Beschlussfassung über die Umstellung von Inhaberaktien auf 
 Namensaktien und entsprechende Änderungen der Satzung 
 sowie Anpassung von Hauptversammlungsbeschlüssen

Die Aktien der FinTech Group AG lauten bisher auf den Inhaber. 
Durch die Umstellung auf Namensaktien soll die Transparenz in Be-
zug auf den Kreis der Aktionäre erhöht und die laufende Kommu-
nikation der Gesellschaft mit ihren Aktionären erleichtert werden.

Im Rahmen der Umstellung auf Namensaktien ist ein Aktienre-
gister für die Gesellschaft einzurichten. Zur Eintragung in dieses 
Aktienregister werden die Aktionäre, sofern sie natürliche Perso-
nen sind, ihren Namen, ihr Geburtsdatum und ihre Anschrift bzw., 
soweit sie juristische Personen oder rechtsfähige Personengesell-
schaften sind, ihre Firma bzw. ihren Namen, ihren Sitz und ihre 
Geschäftsanschrift sowie in allen Fällen die Zahl der von ihnen 
gehaltenen Aktien der Gesellschaft mitzuteilen haben. Im Ver-
hältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär nur, wer als solcher im 
Aktienregister eingetragen ist.

Zum Zwecke der Umstellung auf Namensaktien sollen die Satzung 
einschließlich der darin enthaltenen Kapitalien und die bestehen-
den Ermächtigungsbeschlüsse der Hauptversammlung wie nach-
folgend vorgeschlagen angepasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a) Umstellung auf Namensaktien

aa) Die bei Wirksamwerden der Satzungsänderung unter nach-
folgend lit. a) bb) bestehenden, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien der Gesellschaft werden unter Beibehaltung des 
bisherigen anteiligen Betrags am Grundkapital in Namensak-
tien umgewandelt. Der Vorstand wird ermächtigt, alles Erfor-
derliche und Notwendige für die Umwandlung der Inhaber-
aktien in Namensaktien zu veranlassen.
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bb)  § 5 Abs. 1 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst:

„(1) Die Aktien lauten auf den Namen. Die Aktionäre haben der 
Gesellschaft zur Eintragung ins Aktienregister, soweit es sich um 
natürliche Personen handelt, ihren Namen, ihre Adresse und ihr 
Geburtsdatum, soweit es sich um juristische Personen handelt, 
ihre Firma, ihre Geschäftsadresse und ihren Sitz, sowie in jedem 
Fall die Zahl der von ihnen gehaltenen Aktien und ihre elektro­
nische Postadresse anzugeben, sofern sie eine haben. Die Akti­
onäre haben der Gesellschaft jede Änderung ihrer Adresse un­
verzüglich mitzuteilen. Eintragungen eines im eigenen Namen 
handelnden Aktionärs im Aktienregister für Aktien, die einem 
anderen gehören, sind nur zulässig und im Verhältnis zu Gesell­
schaft wirksam, wenn die Tatsache, dass die Aktien einem ande­
ren gehören, sowie die Person und die Adresse des Eigentümers 
der Gesellschaft vor der Eintragung durch den Eintragenden oder 
den Eigentümer mitgeteilt wird. Entsprechendes gilt auch, wenn 
der Eingetragene nach der Eintragung sein Eigentum an den  
Aktien auf einen anderen überträgt.“

b) Anpassungen der Voraussetzungen für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung

aa)  § 16 Abs. 1 und 2 der Satzung werden durch folgenden Abs. 1 
ersetzt und wie folgt neu gefasst:

„(1)  Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus­
übung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, 
die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig zur 
Hauptversammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss in 
Textform in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein und 
der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteil­
ten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung 
zugehen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zu­
gangs sind nicht mitzurechnen. In der Einberufung zur Haupt­
versammlung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist 
für die Anmeldung vorgesehen werden.“

bb)  Die bisherigen Absätze 3 und 4 von § 16 werden zu den Ab-
sätzen 2 und 3.
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c) Anpassungen der bestehenden Kapitalien und Ermächtigungs­
beschlüsse

aa)  Ermächtigung zum Genehmigten Kapital 2014

Die von der Hauptversammlung am 18. Juli 2014 zu Tagesord-
nungspunkt 8 beschlossene Ermächtigung des Vorstands, das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 17. Juli 2019 einmalig 
oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 6.997.643,00 durch 
ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis 6.997.643 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2014), wird dahingehend geändert, dass die Worte „auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf den Namen lau-
tenden Stückaktien“ ersetzt werden.

bb)  Satzungsänderung bzgl. Genehmigtes Kapital 2014

§ 4 Abs. 4 Satz 1 der Satzung wird dahingehend geändert, dass 
die Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden, und somit 
insgesamt wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 17. Juli 2019 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 
6.997.643,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von ins-
gesamt bis zu 6.997.643 neuen, auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2014).“

cc) Ermächtigung zum Genehmigten Kapital 2015/II

Die von der Hauptversammlung am 28. August 2015 zu Ta-
gesordnungspunkt 5 beschlossene Ermächtigung des Vor-
stands, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 27. Au-
gust 2020 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 
1.898.231,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insge-
samt bis 1.898.231 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Geneh-
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migtes Kapital 2015/II), wird dahingehend geändert, dass die 
Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden.

dd)  Satzungsänderung bzgl. Genehmigtes Kapital 2015/II

§ 4 Abs. 3 Satz 1 der Satzung wird dahingehend geändert, dass 
die Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden, und somit 
insgesamt wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 27. August 2020 das Grundkapital der Gesell-
schaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 
1.898.231,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von ins-
gesamt bis zu 1.898.231 neuen, auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2015/II).“

ee) Ermächtigung zum Bedingten Kapital 2013

Die von der Hauptversammlung am 27. Juni 2013 zu Tages-
ordnungspunkt 9 beschlossene bedingte Kapitalerhöhung, 
um bis zu EUR 5.425.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
5.425.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer 
Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2013), wird dahin-
gehend geändert, dass die Worte „auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien“ durch „auf den Namen lautenden Stückaktien“ 
ersetzt werden.

ff)  Satzungsänderung bzgl. Bedingtes Kapital 2013

§ 4 Abs. 5 Satz 1 der Satzung wird dahingehend geändert, dass 
die Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden, und somit 
insgesamt wie folgt neu gefasst:

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 5.425.000,00 durch Aus­
gabe von bis zu 5.425.000 neuen, auf den Namen lautenden 
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Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäfts­
jahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2013).“

gg)  Ermächtigung zum Bedingten Kapital 2014

Die von der Hauptversammlung am 30. Oktober 2014 zu Tages-
ordnungspunkt 2 beschlossene bedingte Kapitalerhöhung, um 
bis zu EUR 1.390.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.390.000 
neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2014), wird dahingehend geändert, dass die 
Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf den 
Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden.

hh)  Satzungsänderung bzgl. Bedingtes Kapital 2014

§ 4 Abs. 6 Satz 1 der Satzung wird dahingehend geändert, dass 
die Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden, und somit 
insgesamt wie folgt neu gefasst:

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 1.390.000,00 durch Aus­
gabe von bis zu 1.390.000 neuen, auf den Namen lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014).“

ii)  Ermächtigung zum Bedingten Kapital 2015

Die von der Hauptversammlung am 28. August 2015 zu Tages-
ordnungspunkt 7 beschlossene bedingte Kapitalerhöhung, 
um bis zu EUR 230.000,00 durch Ausgabe von bis zu 230.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2015), wird dahingehend geändert, dass 
die Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden.

jj)  Satzungsänderung bzgl. Bedingtes Kapital 2015

§ 4 Abs. 7 Satz 1 der Satzung wird dahingehend geändert, dass 
die Worte „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ durch „auf 
den Namen lautenden Stückaktien“ ersetzt werden, und somit 
insgesamt wie folgt neu gefasst:
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„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 230.000,00 durch Aus­
gabe von bis zu 230.000 neuen, auf den Namen lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2015).“

kk)  Die unter vorstehend lit. c) aa), cc), ee), gg) und ii) zu beschlie-
ßenden Anpassungen der bestehenden Hauptversammlungs-
beschlüsse werden erst und nur dann wirksam, wenn auch die 
Satzungsänderungen zu vorstehend lit a) bb) und c) bb), dd), 
ff), hh) und jj) durch Eintragung in das Handelsregister wirk-
sam geworden sind.

7.  Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen Geneh­
migten Kapitals 2015/II und die Schaffung eines neuen Geneh­
migten Kapitals 2016, teilweise mit der Möglichkeit zum Aus­
schluss des Bezugsrechts, sowie über die Änderung der Satzung

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. 3 ein Genehmig-
tes Kapital (Genehmigtes Kapital 2015/II), das den Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats ursprünglich ermächtigte, bis zum 
27. August 2020 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder 
mehrmals um bis zu insgesamt EUR 2.504.292,00 durch ein- oder 
mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 2.504.292 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-
einlage zu erhöhen. Von dieser Ermächtigung ist im Jahr 2015 
in Höhe von EUR 606.061,00 Gebrauch gemacht worden, sodass 
die Ermächtigung, das Grundkapital zu erhöhen, noch in Höhe von 
EUR 1.898.231,00 fortbesteht.

Aufgrund der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2015/II und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu re-
agieren, soll ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 
2016) geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu 
fassen:

a) Das Genehmigte Kapital 2015/II in § 4 Abs. 3 der Satzung wird, 
soweit im Zeitpunkt der Aufhebung noch nicht ausgenutzt, mit 
Wirkung auf den Zeitpunkt der Umstellung auf Namensaktien 
mit der Eintragung der entsprechenden Satzungsänderungen 



FinTech Group AG  Ordentliche Hauptversammlung 201612

sowie der Eintragung des nachfolgend bestimmten neuen Ge-
nehmigten Kapitals 2016 in das Handelsregister aufgehoben.

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 26. Juli 2021 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 
2.807.323,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insge-
samt bis zu 2.807.323 neuen, auf den Namen lautenden Stück-
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2016).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewäh-
ren. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden 
Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 
auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlos-
sen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser Be-
schlussfassung als auch auf den Zeitpunkt der Ausgabe der 
neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt 
und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits in den Handel einbezogenen Aktien gleicher Gattung 
und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des endgül-
tigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich 
im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet; bei der Berechnung der 10%-Grenze ist der 
anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue 
oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 27. Juli 
2016 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß 
oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert worden sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als 
Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen 
Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emis-
sionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 
Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der 
Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;
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• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur 
Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen,

• soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubi-
gern der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaf-
ten ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten bzw.-pflichten ein Bezugsrecht auf neue 
Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Aus-
übung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfül-
lung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapital-
erhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2016 festzulegen. Der 
Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder nach § 53 
Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen 
Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Aufsichtsrat wird 
ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teil-
weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Ge-
nehmigten Kapital 2016 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Geneh-
migten Kapital 2016 anzupassen.

c) § 4 Abs. 3 der Satzung wird insgesamt wie folgt neu gefasst:

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 26. Juli 2021 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig 
oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 2.807.323,00 durch ein­ 
oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 2.807.323 neuen, 
auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar­ und/oder Sach­
einlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf­
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden Fällen 
ganz oder teilweise auszuschließen:
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• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 
auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen 
wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 
10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfas­
sung als auch auf den Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausga­
bebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den 
Handel einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstat­
tung zum Zeitpunkt der Festlegung des endgültigen Ausga­
bebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der  
§§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei 
der Berechnung der 10 %­Grenze ist der anteilige Betrag am 
Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene 
Aktien entfällt, die seit dem 27. Juli 2016 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im Sinne 
dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der 
neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger 
Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem 
oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum 
Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten 
zu zahlen ist;

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur 
Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unterneh­
men, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen,

• soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern 
der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften aus­
gegebenen Schuldverschreibungen mit Options­ oder Wand­
lungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres 
Options­ oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Op­
tions- bzw. Wandlungspflicht zustünde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf­
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapi­
talerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2016 festzulegen. 
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Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Akti­
en gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder nach  
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tä­
tigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden 
sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Aufsichts­
rat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger 
oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
aus dem Genehmigten Kapital 2016 oder nach Ablauf der Er­
mächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhö­
hung aus dem Genehmigten Kapital 2016 anzupassen.“

d) Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlossene 
Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2015/
II gemeinsam mit der unter lit. b) beschlossenen Schaffung 
des neuen Genehmigten Kapitals 2016 und der unter lit. c) 
beschlossenen Satzungsänderung zur Eintragung in das Han-
delsregister sowie zusammen mit der Umstellung auf Namens-
aktien und den entsprechenden Satzungsänderungen (gemäß 
Tagesordnungspunkt 6) anzumelden. Die Anmeldung hat so 
zu erfolgen, dass zunächst die Umstellung auf Namensaktien 
eingetragen werden soll, danach die Aufhebung des Geneh-
migten Kapitals 2015/II eingetragen werden soll und im un-
mittelbaren Anschluss daran die beschlossene Schaffung des 
neuen Genehmigten Kapitals 2016 mit der beschlossenen Sat-
zungsänderung ins Handelsregister eingetragen werden soll.

8.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und deren Verwendung sowie 
zum Ausschluss des Bezugsrechts

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 
fassen:

a) Der Vorstand wird mit Wirkung zum Ablauf des Tages dieser 
Hauptversammlung bis zum 26. Juli 2021 ermächtigt, gemäß  
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien mit einem auf diese ent-
fallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt 
bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung beste-
henden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben mit der 
Maßgabe, dass auf die aufgrund dieser Ermächtigung erwor-
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benen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, 
welche die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt 
oder die ihr gemäß §§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, 
zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft entfallen. Die Ermächtigung kann ganz oder in 
Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines oder 
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber ebenso durch 
ihre unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaften 
oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgeübt wer-
den. Die Vorgaben in § 71 Abs. 2 Sätze 2 und 3 AktG sind zu 
beachten.

b) Der Erwerb der Aktien kann (i) über die Börse oder mittels ei-
nes an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots oder (ii) mittels einer an alle Aktionäre gerichte-
ten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten oder (iii) durch die Ausgabe von Andienungsrechten an 
die Aktionäre erfolgen.

(i) Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf die Gesellschaft je 
Aktie nur einen Gegenwert (ohne Erwerbsnebenkosten) zah-
len, der den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückak-
tien der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel 
(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frank-
furter Wertpapierbörse während der letzten fünf Börsenhan-
delstage vor dem Abschluss des Verpflichtungsgeschäfts um 
nicht mehr als 10 % über- oder unterschreitet.

Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle 
Aktionäre der Gesellschaft, dürfen der gebotene Kaufpreis oder 
die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbs-
nebenkosten) den durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien 
der Gesellschaft im elektronischen Handelssystem Xetra (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter Wert-
papierbörse an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor Veröf-
fentlichung des Angebots um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung des An-
gebots erhebliche Kursabweichungen, kann das Angebot ange-
passt werden. In diesem Fall bestimmt sich der maßgebliche Be-
trag nach dem entsprechenden Kurs am letzten Handelstag vor 
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der Veröffentlichung der Anpassung; die 10 %-Grenze für das 
Über- oder Unterschreiten ist auf diesen Betrag anzuwenden.

Das Volumen des öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt wer-
den. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot das Volumen 
der angebotenen Aktien das vorhandene Rückkaufvolumen 
überschreitet, kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines 
eventuellen Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis 
der angedienten Aktien (Andienungsquote) statt nach dem Ver-
hältnis der Beteiligung der andienenden Aktionäre an der Ge-
sellschaft (Beteiligungsquote) erfolgen. Darüber hinaus können 
unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andie-
nungsrechts eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzah-
len bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur 
Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten vorgesehen werden.

(ii) Erfolgt der Erwerb mittels einer an alle Aktionäre gerichte-
ten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten, legt die Gesellschaft eine Kaufpreisspanne je Aktie fest, 
innerhalb derer Verkaufsangebote abgegeben werden können. 
Die Kaufpreisspanne kann angepasst werden, wenn sich wäh-
rend der Angebotsfrist erhebliche Kursabweichungen vom 
Kurs zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten ergeben. Der von der Ge-
sellschaft zu zahlende Kaufpreis je Aktie, den die Gesellschaft 
aufgrund der eingegangenen Verkaufsangebote ermittelt, darf 
den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien der 
Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel (oder ei-
nem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse während der letzten fünf Börsenhandelstage 
vor dem nachfolgend beschriebenen Stichtag ohne Berück-
sichtigung der Erwerbsnebenkosten um nicht mehr als 10 % 
über- oder unterschreiten. Stichtag ist der Tag, an dem der Vor-
stand der Gesellschaft endgültig formell über die Veröffent-
lichung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
oder deren Anpassung entscheidet.

Das Volumen der Annahme kann begrenzt werden. Sofern von 
mehreren gleichartigen Verkaufsangeboten wegen der Volu-
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menbegrenzung nicht sämtliche angenommen werden kön-
nen, kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventu-
ellen Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis der 
Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgen. 
Darüber hinaus können unter insoweit partiellem Ausschluss 
eines eventuellen Andienungsrechts eine bevorrechtigte An-
nahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter 
Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruch-
teile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen Grund-
sätzen vorgesehen werden.

(iii) Erfolgt der Erwerb mittels den Aktionären zur Verfügung 
gestellter Andienungsrechte, so können diese pro Aktie der 
Gesellschaft zugeteilt werden. Gemäß dem Verhältnis des 
Grundkapitals der Gesellschaft zum Volumen der von der Ge-
sellschaft zurückzukaufenden Aktien berechtigt eine entspre-
chend festgesetzte Anzahl Andienungsrechte zur Veräußerung 
einer Aktie der Gesellschaft an diese. Andienungsrechte kön-
nen auch dergestalt zugeteilt werden, dass jeweils ein An-
dienungsrecht pro Anzahl von Aktien zugeteilt wird, die sich 
aus dem Verhältnis des Grundkapitals zum Rückkaufvolumen 
ergibt. Bruchteile von Andienungsrechten werden nicht zu-
geteilt; für diesen Fall werden die entsprechenden Teilandie-
nungsrechte ausgeschlossen. Der Preis oder die Grenzwerte 
der angebotenen Kaufpreisspanne (jeweils ohne Erwerbsne-
benkosten), zu dem/der bei Ausübung des Andienungsrechts 
eine Aktie an die Gesellschaft veräußert werden kann, wird 
nach Maßgabe der Regelungen in vorstehender (ii) bestimmt, 
wobei maßgeblicher Stichtag derjenige der Veröffentlichung 
des Rückkaufangebots unter Einräumung von Andienungs-
rechten ist, und gegebenenfalls angepasst, wobei deren maß-
geblicher Stichtag derjenige der Veröffentlichung der Anpas-
sung ist. Die nähere Ausgestaltung der Andienungsrechte, 
insbesondere ihr Inhalt, die Laufzeit und gegebenenfalls ihre 
Handelbarkeit, bestimmt der Vorstand der Gesellschaft.

c) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die aufgrund dieser oder einer früher erteilten Ermächti-
gung erworbenen Aktien der Gesellschaft zusätzlich zu einer 
Veräußerung über die Börse oder durch ein an alle Aktionäre 
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gerichtetes Angebot zu jedem zulässigen Zweck, insbesondere 
auch wie folgt, zu verwenden:

(i) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse 
oder durch ein öffentliches Kaufangebot an sämtliche Aktio-
näre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der jewei-
ligen Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeit-
punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese 
Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter 
dieser Ermächtigung veräußerten Aktien einen anteiligen Be-
trag von insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschrei-
ten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Die Höchstgrenze von 10 % 
vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, 
der auf diejenigen Aktien entfällt, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung im Rahmen einer Kapitalerhöhung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. Die Höchstgrenze von 10 % vermindert 
sich ferner um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der 
auf diejenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung von Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht ausge-
geben wurden oder auszugeben sind, sofern die Schuldver-
schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden.

(ii) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert werden, 
insbesondere auch im Zusammenhang mit Unternehmens-
zusammenschlüssen und zum (auch mittelbaren) Erwerb von 
Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen 
von ihr abhängige Unternehmen im Sinne des § 17 AktG ange-
boten und auf diese übertragen werden.

(iii) Die Aktien können Personen, die in einem Arbeitsverhält-
nis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unter-
nehmen stehen, zum Erwerb angeboten werden.
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(iv) Die Aktien können zur Erfüllung der Verpflichtung der 
Gesellschaft aus von ihr in der Zukunft begebenen oder ga-
rantierten Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
genutzt werden.

d) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die erworbenen eige-
nen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne weiteren 
Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einziehung 
erfolgt im Wege der Kapitalherabsetzung. Der Aufsichtsrat 
wird für diesen Fall zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in 
der Satzung ermächtigt.

e) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 
mehrmals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch 
die Gesellschaft, aber ebenso durch ihre unmittelbaren oder 
mittelbaren Tochtergesellschaften oder für ihre oder deren 
Rechnung durch Dritte ausgeübt werden. Das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlos-
sen, wie diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigun-
gen nach den lit. c) bis d) verwendet werden. Darüber hinaus 
kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Falle 
der Veräußerung von eigenen Aktien im Rahmen eines öffent-
lichen Kaufangebots an alle Aktionäre der Gesellschaft gemäß 
Ziffer 3a) das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausschließen.
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Berichte an die Hauptversammlung

Bericht an die Hauptversammlung zur Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2015/II (TOP 7)

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 28. August 2015 wurde 
der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einma-
lig oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 2.504.292,00 durch 
Ausgabe von bis zu 2.504.292 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2015/II). Der Vorstand wurde dabei ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Ka-
pitalerhöhungen auszuschließen, wenn die Kapitalerhöhung gegen 
Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser 
Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 28. August 2015 als 
auch auf den Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Ak-
tien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung 
des endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesent-
lich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG un-
terschreitet; bei der Berechnung der 10 %-Grenze war der anteilige 
Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerwor-
bene Aktien entfällt, die seit dem 28. August 2015 unter vereinfach-
tem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im Sinne dieser 
Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Ak-
tien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung 
des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von 
der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der 
Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist. Der Vorstand 
wurde ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem 
genehmigten Kapital festzulegen.

Das Genehmigte Kapital 2015/II ist mit Eintragung im Handelsregis-
ter der Gesellschaft vom 27. Oktober 2015 wirksam geworden.

Am 10. Dezember 2015 hat der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats vom gleichen Tag beschlossen, das Genehmigte Kapital 
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2015/II auszunutzen und das Grundkapital der Gesellschaft unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bareinlage von 
EUR 16.204.815,00 um EUR 606.061,00 auf EUR 16.810.876,00 
durch Ausgabe von 606.061 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien mit Gewinnbezugsrecht ab 1. Januar 2015 zu erhöhen 
(die „Kapitalerhöhung 2015“). Dies entspricht einer Erhöhung des 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und zugleich im Zeitpunkt der 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015/II bestehenden Grund-
kapitals der Gesellschaft um 3,74 % und damit um weniger als 10%.

Die Kapitalerhöhung 2015 ist am 15. Dezember 2015 mit Eintragung 
ihrer Durchführung im Handelsregister der Gesellschaft wirksam ge-
worden. Hierdurch hat sich das Grundkapital der Gesellschaft durch 
Ausgabe von insgesamt 606.061 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien auf EUR 16.810.876,00 erhöht.

Die neuen Aktien aus der Kapitalerhöhung 2015 wurden von inter-
nationalen institutionellen Investoren übernommen.

Die neuen Aktien aus der Kapitalerhöhung 2015 wurden von der Ge-
sellschaft zu einem Ausgabepreis von EUR 16,50 je Aktie ausgege-
ben. Die Gesellschaft hat hierdurch einen Brutto-Emissionserlös (vor 
Kosten der Kapitalerhöhung) von EUR 10.000.006,50 erzielt.

Bei der Preisfestsetzung wurden die Preisvorgaben entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG eingehalten. Danach darf der Ausgabepreis 
für die neuen Aktien den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft nicht 
wesentlich unterschreiten. Der festgelegte Bezugspreis in Höhe von 
EUR 16,50 unterschritt nur unwesentlich den durchschnittlichen 
Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien vor der 
Beschlussfassung des Vorstands über die Kapitalerhöhung.

Die Kapitalerhöhung 2015 erfolgte zur Unterstreichung der lang-
fristigen strategischen Kooperation der FinTech Group AG mit inter-
nationalen Investoren. Die neuen Mittel stärken das Eigenkapital der 
FinTech Group AG und werden hauptsächlich für den Transforma-
tions- und Wachstumsprozess zum führenden europäischen Anbie-
ter innovativer Technologien im Finanzsektor verwendet.
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Eine Aufnahme von Fremdkapital erschien demgegenüber zum 
Zeitpunkt der Durchführung der Kapitalerhöhung 2015 durch die 
Ausnutzung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2015/II bei 
pflichtgemäßer Ermessensausübung nach Ansicht des Vorstands 
als nicht vorteilhaft.

Nach eingehender Prüfung und Beratung hat sich der Vorstand da-
her mit Zustimmung des Aufsichtsrats zum Gebrauch der von der 
Hauptversammlung erteilten Ermächtigung im Genehmigten Kapital 
2015/II entschieden.

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Kapital-
erhöhung 2015 hat die Gesellschaft von der im Beschluss der Haupt-
versammlung vom 28. August 2015 eingeräumten Ermächtigung des 
Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht.

Der Bezugsrechtsausschluss erlaubte es der Gesellschaft, die aus 
Sicht der Verwaltung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015/II günstige Marktsitua-
tion für eine solche Kapitalmaßnahme kurzfristig auszunutzen und 
durch marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Emissi-
onserlös erzielen zu können. Eine Kapitalerhöhung unter Einräu-
mung eines Bezugsrechts an die Aktionäre wäre demgegenüber auf-
grund der mit dem öffentlichen Angebot verbundenen Verpflichtung 
zur Veröffentlichung eines Wertpapierprospekts nicht nur mit einem 
erheblich höheren Kostenaufwand für die Gesellschaft verbunden 
gewesen, sondern wäre auch nur mit einem sehr großen zeitlichen 
Vorlauf möglich gewesen.

Die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche mindestens 
zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) hätte außerdem 
eine kurzfristige Reaktion auf die aktuellen Marktverhältnisse nicht 
zugelassen. Hinzu kommt, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts 
der endgültige Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist bekannt zu geben ist (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Wegen 
des längeren Zeitraums zwischen Preisfestsetzung und Abwicklung 
der Kapitalerhöhung und der Volatilität der Aktienmärkte besteht 
somit ein höheres Markt- und insbesondere Kursänderungsrisiko als 
bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Dies macht bei der Preis-
festsetzung in der Regel einen höheren Sicherheitsabschlag auf den 
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aktuellen Börsenkurs erforderlich und führt daher regelmäßig zu we-
niger marktnahen Konditionen als eine bezugsrechtsfreie Ausgabe 
der neuen Aktien.

Durch die Berücksichtigung der entsprechenden Vorgaben des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG für den Bezugsrechtsausschluss im Rahmen der 
Kapitalerhöhung 2015, nämlich die Preisfestsetzung nahe am aktu-
ellen Börsenkurs und den auf maximal 10 % des bisherigen Grund-
kapitals beschränkten Umfang der unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegebenen Aktien, wurden andererseits auch die Interessen der 
vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre angemessen gewahrt. 
Denn mit Blick auf den Börsenhandel hatten die Aktionäre hierdurch 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung an der Ge-
sellschaft über einen Zukauf über die Börse zu vergleichbaren Be-
dingungen aufrechtzuerhalten. Durch die Ausgabe der neuen Aktien 
nahe am aktuellen Börsenkurs wurde ferner sichergestellt, dass mit 
der Kapitalerhöhung keine nennenswerte wirtschaftliche Verwässe-
rung der Aktionäre verbunden war.

Aus den vorstehenden Erwägungen war der im Rahmen der Kapital-
erhöhung 2015 unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten 
Kapitals 2015/II vorgenommene Bezugsrechtsauschluss insgesamt 
angemessen und sachlich gerechtfertigt. Weiterhin wurden die In-
teressen der übrigen Aktionäre nicht unangemessen beeinträchtigt.

Bericht an die Hauptversammlung gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 
Abs. 1, 2 AktG (TOP 7)

Der Vorstand hat zu Punkt 7 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 
Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe 
für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Dieser Bericht liegt 
vom Tag der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversamm-
lung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft aus und wird auf 
Verlangen jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. Er 
ist außerdem im Internet unter www.fintechgroup.com/de/aktuelles 
/termine/hauptversammlungen zugänglich und wird der Hauptver-
sammlung ebenfalls zugänglich gemacht. Der Bericht wird wie folgt 
bekannt gemacht:
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Unter Tagesordnungspunkt 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die 
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2016 vor.

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. 3 ein Genehmigtes 
Kapital (Genehmigtes Kapital 2015/II), das den Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats ursprünglich ermächtigte, bis zum 27. August 
2020 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um 
bis zu insgesamt EUR 2.504.292,00 durch ein- oder mehrmalige Aus-
gabe von insgesamt bis zu 2.504.292 neuen, auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen. Von 
dieser Ermächtigung ist im Jahr 2015 in Höhe von EUR 606.061,00 
Gebrauch gemacht worden, sodass die Ermächtigung, das Grundkapi-
tal zu erhöhen, noch in Höhe von EUR 1.898.231,00 fortbesteht.

Aufgrund der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2015/II und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu re-
agieren, soll ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 
2016) geschaffen werden.

Die beantragte Ermächtigung für das Genehmigte Kapital 2016 soll 
der Gesellschaft allgemein dazu dienen, sich bei Bedarf zügig und 
flexibel Eigenkapital zu günstigen Konditionen zu beschaffen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 wird den Aktio-
nären grundsätzlich ein Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsrecht kann 
jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in folgen-
den Fällen ausgeschlossen werden:

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, 
die nicht gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können. 
Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbe-
trags würden die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und 
die Ausübung des Bezugsrechts insbesondere bei der Kapitalerhö-
hung um runde Beträge erheblich erschwert. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien 
werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Vorstand 
wird jedoch versuchen, die Entstehung von Spitzenbeträgen bei den 
Bezugsrechten zu vermeiden.
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Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen an-
teiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 10 %, bezogen sowohl 
auf das zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über das Genehmigte 
Kapital 2016 als auch auf das zum Zeitpunkt der Ausgabe vorhan-
dene Grundkapital, wenn die neuen Aktien zu einem Betrag aus-
gegeben werden, der den Börsenpreis der bereits in den Handel 
einbezogenen Aktien nicht wesentlich unterschreitet, wobei nicht 
wesentlich eine Unterschreitung des durchschnittlichen Schluss-
kurses der letzten zehn Börsentage um bis zu 5 % ist. Diese auf  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegründete Ermächtigung erlaubt die ra-
sche Durchführung einer Barkapitalerhöhung zu einem den aktuel-
len Marktbedingungen möglichst nahe kommenden Ausgabebetrag. 
Bei der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Ab-
schlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den 
zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen 
möglich ist. Durch die Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an 
den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. 
Denn aufgrund des Umstands, dass die Platzierung ohne gesetzliche 
Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags erfol-
gen kann, muss bei der Festsetzung nicht das Kursänderungsrisiko 
für den Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden. Die Be-
grenzung auf einen anteiligen Betrag am Grundkapital von maximal 
10 % ermöglicht den Aktionären, durch Nachkauf über die Börse ge-
gebenenfalls ihre bisherige Anteilsquote aufrechtzuerhalten.

Weiter kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitaler-
höhung gegen Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Er-
werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 
an Unternehmen ausgeschlossen werden. Im Falle des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen müssen diese im Rahmen des Unternehmensgegenstands 
der Gesellschaft liegen. Diese Ermächtigung soll den Vorstand ins-
besondere in die Lage versetzen, ohne Beanspruchung der Börse 
eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in ge-
eigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligun-
gen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen 
Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der 
Erwerb eines Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung 
erfordert in der Regel eine rasche Entscheidung. Durch die vorge-
sehene Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, 
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bei entsprechend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition 
rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote reagieren zu können. 
Dasselbe gilt im Hinblick auf die Einbringung von Forderungen oder 
anderen Wirtschaftsgütern. Es kommt bei einem Bezugsrechtsaus-
schluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung von Aktien 
nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre 
verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Konkrete Erwerbsvor-
haben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden 
soll, bestehen zurzeit nicht.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der 
Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft oder ihren Kon-
zerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Op-
tions- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, 
im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. 
Wandlungspreis nicht entsprechend den sogenannten Verwässe-
rungsklauseln der Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßi-
gen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern bzw. Gläubigern 
der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 
bzw. -pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden 
können, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungs-
rechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zu-
stünde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, 
bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015/II unter sorg-
fältiger Abwägung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu 
wählen. Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand 
und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten 
Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung 
des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffekts für 
sachlich gerechtfertigt und für angemessen.

Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der 
Einsatz der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss notwendig 
und für die Gesellschaft von Vorteil ist, bevor er die Zustimmung des 
Aufsichtsrats hierfür einholt.
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Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2016 berichten.

Bericht an die Hauptversammlung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 
4 Satz 2 AktG (Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien und zum Ausschluss des Bezugs- 
und des Andienungsrechts) (TOP 8)

Der Vorstand hat gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
einen schriftlichen Bericht über die Gründe für die in Punkt 8 der Ta-
gesordnung vorgeschlagenen Ermächtigungen zum Ausschluss eines 
eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre beim Erwerb eigener 
Aktien sowie des Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbe-
ner eigener Aktien zu erstatten. Der Bericht wird wie folgt bekannt 
gemacht:

Die unter dem Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagene Ermächtigung 
betrifft den Erwerb eigener Aktien und die anschließende Verwen-
dung eigener Aktien. Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag 
berechtigt, die Aktien auch unter Einschränkung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes und eines eventuellen Andienungsrechts 
der Aktionäre zu erwerben und die aufgrund dieser oder früherer 
Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. Die Ermächtigung soll 
eine Laufzeit von fünf Jahren haben. Mit der vorgeschlagenen Er-
mächtigung wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, die mit dem 
Erwerb von eigenen Aktien verbundenen Vorteile im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu realisieren.

Die Ermächtigung bezieht sich auf den Erwerb von Aktien der Ge-
sellschaft.

Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen An­
dienungsrechts

Die eigenen Aktien sollen über die Börse, mittels eines an alle Akti-
onäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 



29

mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, erworben werden können.

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Auffor-
derung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann es dazu kommen, 
dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien der Ge-
sellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien 
übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. 
Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleine-
rer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 
Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene 
Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine 
Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung 
des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträch-
tigung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Im Übrigen 
kann die Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien 
(Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil 
sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen 
Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit können 
die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden 
Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es er-
forderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch 
darzustellen. Der Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss 
eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre 
für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für an-
gemessen.

Neben dem Erwerb über die Börse oder mittels eines an sämtliche Ak-
tionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an 
alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten sieht die Ermächtigung auch vor, dass der Erwerb 
mittels den Aktionären zur Verfügung gestellter Andienungsrechte 
durchgeführt werden kann. Diese Andienungsrechte werden so aus-
gestaltet, dass die Gesellschaft nur zum Erwerb ganzer Aktien ver-
pflichtet wird. Soweit danach Andienungsrechte nicht ausgeübt wer-
den können, verfallen sie. Dieses Verfahren behandelt die Aktio näre 
gleich und erleichtert die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs.



FinTech Group AG  Ordentliche Hauptversammlung 201630

Verwendung erworbener eigener Aktien und Ausschluss des  
Bezugsrechts

Unter Wahrung des Rechts der Aktionäre auf Gleichbehandlung kön-
nen die erworbenen eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot 
an alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert werden. Dar-
über hinaus dürfen die erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss 
des Bezugsrechts zu folgenden Zwecken verwendet werden:

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen 
Aktien Dritten gegen Sachleistung, insbesondere im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) 
Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Betei-
ligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich 
Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen von ihr abhängige 
Unternehmen im Sinne des § 17 AktG, anzubieten und auf diese zu 
übertragen.

Eigene Aktien sind als Akquisitionswährung ein wichtiges Instru-
ment. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der 
Wirtschaft verlangen beim Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Betrieben oder Beteiligungen an Unternehmen oder 
bei Unternehmenszusammenschlüssen eine Gegenleistung in Form 
von eigenen Aktien. Als Gegenleistung kann die Gewährung eigener 
Aktien zweckmäßig sein, zum einen um die Liquidität der Gesell-
schaft zu schonen, zum anderen um Steuernachteile aufgrund der 
steuerlichen Rahmenbedingungen in bestimmten Ländern zu ver-
meiden. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung zur Übertragung der 
erworbenen Aktien soll die Gesellschaft daher in die Lage versetzen, 
sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, Betrieben oder Beteiligungen daran schnell, flexibel 
und liquiditätsschonend nutzen zu können, insbesondere ohne die 
zeitlich häufig nicht mögliche Befassung der Hauptversammlung. 
Neben Unternehmensakquisitionen könnte die Ermächtigung für 
den Erwerb von Vermögensgegenständen verwendet werden, ins-
besondere für den Erwerb von Forderungen (Kredite und Anleihen) 
gegen die Gesellschaft oder gegen von ihr abhängige Unternehmen 
im Sinne des § 17 AktG zum Zweck der Minderung der externen Ver-
schuldung. Die Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien genutzt 
werden, trifft der Vorstand unter Berücksichtigung der Interessen 
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der Aktionäre der Gesellschaft. Bei der Festlegung der Bewertungs-
relationen wird der Vorstand den Börsenkurs der jeweiligen Aktien 
berücksichtigen; eine schematische Anknüpfung an den Börsenkurs 
ist nicht vorgesehen, damit nicht einmal erzielte Verhandlungser-
gebnisse durch eventuelle Schwankungen des Börsenkurses infrage 
gestellt werden können. Konkrete Pläne für ein Ausnutzen dieser Er-
mächtigung bestehen derzeit nicht.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei 
Veräußerung der Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis, der den 
Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum 
Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, macht 
von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechts-
ausschluss Gebrauch. Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes 
der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur 
zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Bör-
senkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung 
des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah 
vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag 
vom Börsenkurs so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeit-
punkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich 
ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der 
Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Börsen-
kurses betragen. Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die 
so veräußerten eigenen Aktien 10 Prozent des Grundkapitals nicht 
überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch – sofern dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die Begrenzung von 10 Prozent 
des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wer-
den. Ferner sind auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals 
diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Options- und/
oder Wandlungsrechten und/oder Wandlungspflichten ausgegeben 
bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-
geben wurden. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass 
erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts 
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entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dies 
dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des Grundka-
pitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelba-
rer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. 
Mit dieser Beschränkung und dem Umstand, dass sich der Ausgabe-
preis am Börsenkurs zu orientieren hat, werden die Vermögens- und 
Stimmrechtsinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. Diese 
können eine zum Erhalt ihrer Beteiligungsquote erforderliche An-
zahl von Aktien zu annähernd gleichen Konditionen über die Börse 
erwerben. Im Übrigen liegt die Ermächtigung im Interesse der Ge-
sellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft und die Mög-
lichkeit schafft, den Aktionärskreis auch durch die gezielte Ausgabe 
von Aktien an Kooperationspartner, institutionelle Investoren oder 
Finanzinvestoren zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch 
in die Lage versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell 
und flexibel reagieren zu können.

Des Weiteren soll die Gesellschaft die gemäß dieser Ermächtigung 
erworbenen eigenen Aktien auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten verwenden können, die von der Gesellschaft oder 
von einer von ihr abhängigen Gesellschaft im Sinne des § 17 AktG 
eingeräumt wurden bzw. werden. Zur Bedienung der daraus resul-
tierenden Rechte auf den Bezug von Aktien kann es zweckmäßig 
sein, statt Aktien aus einer entsprechenden Kapitalerhöhung ganz 
oder teilweise eigene Aktien einzusetzen. Der Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre ist dafür Voraussetzung. Auch schafft die 
Ermächtigung die Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre bei ei-
ner Veräußerung der Aktien durch ein Angebot an die Aktionäre zu-
gunsten der Inhaber von Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. einer Wandlungspflicht teilweise auszu-
schließen. Dies ermöglicht es, bei der Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen mit Options- oder Wandlungsrechten/-pflichten den Inha-
bern statt einer Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises 
ein Bezugsrecht auf Aktien als Verwässerungsschutz zu gewähren. 
Dadurch kann ein höherer Mittelzufluss für die Gesellschaft erreicht 
werden.

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats dazu 
ermächtigt werden, bei einer Veräußerung von eigenen Aktien im 
Rahmen eines an die Aktionäre gerichteten Verkaufsangebots das 
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Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Dies 
ist erforderlich, um die Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege 
eines Angebots an die Aktionäre technisch durchführen zu können. 
Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlosse-
nen eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Die Ermächtigung umfasst Aktien, die aufgrund dieses Ermächti-
gungsbeschlusses erworben werden, die aufgrund von Ermächti-
gungsbeschlüssen früherer Hauptversammlungen erworben wur-
den, sowie Aktien, die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben oder 
(i) durch ein von der Gesellschaft abhängiges Unternehmen im Sinne 
des § 17 AktG oder (ii) durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft 
oder durch Dritte für Rechnung eines von der Gesellschaft abhän-
gigen Unternehmens im Sinne des § 17 AktG erworben werden. Die 
derart erworbenen Aktien sollen von der Gesellschaft auch ohne er-
neuten Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden können. 
Die Einziehung erfolgt hierbei entweder im Wege der Herabsetzung 
des Grundkapitals oder entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne 
Veränderung des Grundkapitals durch Erhöhung des rechnerischen 
Anteils der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG. 
Der Vorstand wird insoweit ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der 
sich verändernden Anzahl der Stückaktien anzupassen.

Der Vorstand wird im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung die 
nachfolgende Hauptversammlung hierüber unterrichten.
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Ausliegende Unterlagen zur Tagesordnung

Von der Einberufung der Hauptversammlung an liegen in den 
 Geschäftsräumen der FinTech Group AG im Rotfeder-Ring 5, 60327 
Frankfurt am Main zur Einsichtnahme der Aktionäre aus:

Zu Tagesordnungspunkt 1:

• der festgestellte Jahresabschluss und der Lagebericht für das Ge-
schäftsjahr 2015, der gebilligte Konzernabschluss und der Kon-
zernlagebericht für das Geschäftsjahr 2015 sowie der Bericht des 
Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2015

Zu Tagesordnungspunkt 7:

• Bericht an die Hauptversammlung zur Ausnutzung des Genehmig-
ten Kapitals 2015/II

• Bericht an die Hauptversammlung gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 
Abs. 1, 2 AktG

Zu Tagesordnungspunkt 8:

• Bericht an die Hauptversammlung zur Beschlussfassung über die 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien und 
zum Ausschluss des Bezugs- und des Andienungsrechts und Aufhe-
bung der bestehenden Ermächtigung

Die vorstehend genannten Unterlagen werden auch in der ordentli-
chen Hauptversammlung zur Einsichtnahme der Aktionäre ausliegen. 
Abschriften dieser Unterlagen werden jedem Aktionär auf Verlangen 
unverzüglich und kostenlos übersandt. Anforderungen sind an die

FinTech Group AG 
Rotfeder-Ring 5 
60327 Frankfurt am Main 
Deutschland 
Telefax: +49 (0) 69 45000 11 099 
E-Mail ir@fintechgroup.de

zu richten.
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Adressen für die Anmeldung zur Hauptversammlung, die Übersen­
dung des Anteilsbesitznachweises und eventuelle Gegenanträge 
bzw. Wahlvorschläge

Anmeldungen zur Hauptversammlung und Übersendungen zum 
Nachweis des Anteilsbesitzes sind an folgende Adresse zu senden:

FinTech Group AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: fintechgroup@better-orange.de

Eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge sind an folgende  
Adresse zu senden:

Vorstand der FinTech Group AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 666 
E-Mail: antraege@better-orange.de

Teilnahme an der Hauptversammlung

Nach § 121 Abs. 3 AktG sind nicht-börsennotierte Gesellschaften in 
der Einberufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der Gesell-
schaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und der Tagesordnung 
sowie der oben genannten Adressen verpflichtet.

Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um den Aktionären der 
FinTech Group AG die Teilnahme an der Hauptversammlung zu er-
leichtern.
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Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 16 der Satzung 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines be-
sonderen Nachweises ihres Aktienbesitzes bis spätestens zum Ab-
lauf des 20. Juli 2016, 24:00 Uhr unter der oben genannten Adresse 
anmelden.

Der besondere Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn 
des 6. Juli 2016, 00:00 Uhr (Nachweisstichtag) zu beziehen. Er ist 
durch Bestätigung eines zur Verwahrung von Wertpapieren zuge-
lassenen Instituts in Textform zu erbringen. Die Bestätigung muss in 
deutscher oder englischer Sprache verfasst sein.

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesit-
zes werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung 
übersandt. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und 
die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesell-
schaft Sorge zu tragen, und empfehlen unseren Aktionären, sich als-
bald mit ihrem depotführenden Institut in Verbindung zu setzen.

Stimmrechtsvertretung

Die Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilneh-
men wollen, können ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmach-
terteilung durch einen Bevollmächtigten, auch durch ein Kreditinsti-
tut oder eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen grundsätzlich 
der Textform.

Ausnahmen vom Textformerfordernis können für Kreditinstitute, Ak-
tionärsvereinigungen oder diesen gleichgestellte Personen oder Ins-
titutionen bestehen, vgl. § 135 AktG, § 125 Abs. 5 AktG. Bitte stimmen 
Sie sich daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder eine diesen gleichgestellte Person oder Institution bevollmäch-
tigen wollen, mit diesem/dieser über eine mögliche Form der Voll-
macht ab.
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Die Bevollmächtigung kann nachgewiesen werden durch Vorweisen 
der Vollmacht bei der Einlasskontrolle am Tag der Hauptversamm-
lung oder durch die vorherige Übermittlung des Nachweises per Post 
oder Telefax an die oben genannte Anmeldeadresse bzw. die folgen-
de Telefaxnummer sowie durch Übersendung des Nachweises der 
Bevollmächtigung oder der Bevollmächtigung selbst an die folgende 
E-Mail-Adresse:

Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: fintechgroup@better-orange.de

Als besonderen Service bieten wir unseren Aktionären wie schon in 
den Vorjahren an, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebun-
dene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu 
bevollmächtigen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedür-
fen der Textform.

Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevoll-
mächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die 
Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter 
sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Damit der Stimm-
rechtsvertreter die überlassenen Vollmachten und Weisungen in der 
Hauptversammlung ausüben kann, müssen ihm diese rechtzeitig, 
spätestens bis zum Ablauf des 26. Juli 2016, 24:00 Uhr, vorliegen.

Die Aktionäre, die einem Vertreter oder den von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten, 
müssen sich ebenfalls rechtzeitig zur Hauptversammlung anmelden.

Aktionäre, die einen Vertreter oder den von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen möchten, werden 
gebeten, zur Erteilung der Vollmacht das Formular zu verwenden, 
das die Gesellschaft hierfür bereithält. Auf der Rückseite der Ein-
trittskarten ist die Möglichkeit zur Vollmachterteilung sowie zur 
Unterbevollmächtigung gegeben. Des Weiteren steht den Aktionä-
ren ein Formular zur Vollmachterteilung auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.fintechgroup.com/de/aktuelles/termine/
hauptversammlungen zum Download zur Verfügung und kann bei 
der Gesellschaft kostenlos angefordert werden. Weitere Informatio-
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nen zur Stimmrechtsvertretung erhalten die Aktionäre zusammen 
mit der Eintrittskarte zur Hauptversammlung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung und Wahlvorschläge gemäß §§ 126, 127 
AktG machen. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären zur  
Tagesordnung sind ausschließlich an die vorgenannte Adresse zu 
richten. Anders adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden 
nicht berücksichtigt.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären zur Tagesordnung, die 
bis zum Ablauf des 12. Juli 2016, 24:00 Uhr bei der Gesellschaft ein-
gehen und die die weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der Ge-
sellschaft zur Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, 
werden einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung 
und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Inter-
netadresse www.fintechgroup.com/de/aktuelles/termine/hauptver-
sammlungen veröffentlicht.

Frankfurt am Main im Juni 2016

Der Vorstand
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